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ANALYSE

Auf dem Weg zu einer gemeinsamen EU-Energiepolitik?  
Debatten über Energiesicherheit in Polen und Deutschland
Andreas Heinrich (Bremen), Julia Kusznir (Bremen), Aleksandra Lis (Posen), Heiko Pleines (Bremen),  
Karen Smith Stegen (Bremen), Kacper Szulecki (Breslau)

Zusammenfassung
Das aktuelle Konzept einer europäischen »Energie-Union«, das auf eine Initiative des amtierenden Präsiden-
ten des Europäischen Rates, Donald Tusk, in seiner Zeit als polnischer Ministerpräsident zurückgeht, betont 
die Bedeutung regionaler Kooperation für die europäische Energiepolitik und insbesondere auch die Versor-
gungssicherheit. Dieser Beitrag untersucht mit Blick auf Polen und Deutschland, inwiefern unterschiedliche 
Interpretationen und Formulierungen von Energiesicherheit in den beiden Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union (EU) die Entwicklung einer gemeinsamen europäischen Energiepolitik behindern. Deutschland 
und Polen nehmen in der Energiedebatte der EU eine hervorgehobene Stellung ein. Obwohl sie im Bereich 
der Energiesicherheit in vielen Fällen mit ähnlichen Herausforderungen konfrontiert sind, vertreten sie auf-
grund divergierender Interpretationen häufig unterschiedliche politische Lösungen.

Während Deutschland die Entscheidung getroffen 
hat, den Betrieb von Atomkraftwerken (AKW) 

einzustellen und stattdessen den Ausbau erneuerbarer 
Energien voranzutreiben, bleibt Polen diesen gegenüber 
skeptisch und erwägt den Bau seines ersten AKW. Auch 
die Positionen zur Nutzung von Schiefergas divergieren. 
Polen blickt mit Enthusiasmus auf das Potential dieser 
Ressource, die Abhängigkeit von Energieimporten – 
insbesondere aus Russland – zu reduzieren und so für 
mehr Energiesicherheit zu sorgen. Deutschland hinge-
gen hat auf Umweltbedenken mit gesetzlichen Regelun-
gen reagiert, von denen erwartet wird, dass sie die Ent-
wicklung von Schiefergas bis auf weiteres auf Eis legen.

In Bezug auf erneuerbare Energien, Atomenergie und 
Schiefergas können Polen und Deutschland ihre jeweils 
eigene nationale Politik verfolgen, solange keine EU-
weite Harmonisierung vorgeschrieben ist. Im Zusam-
menhang mit Gas-Pipelines und Stromleitungen sind die 
Politiken aber miteinander verwoben und das Handeln 
des einen Landes wird vom anderen als direkte Bedro-
hung wahrgenommen. Die größte Kontroverse zwischen 
Deutschland und Polen im Bereich Energie ist eindeutig 
der Bau der Nord Stream-Pipeline, die direkte Erdgas-
lieferungen aus Russland nach Deutschland ermöglicht, 
wobei die traditionellen Transitstaaten, so auch Polen, 
umgangen werden. Aus diesem Grund verglich 2006 
der damalige polnische Verteidigungsminister Radosław 
Sikorski (Bürgerplattform/Platforma Obywatelska – PO) 
das deutsch-russische Pipeline-Abkommen mit dem Rib-
bentrop-Molotow-Pakt (Hitler-Stalin-Pakt). Im Som-
mer 2016 führten Pläne, die Pipeline auszubauen (Nord 
Stream II), abermals zu Spannungen. Bei einem Tref-
fen mit Bundeskanzlerin Angela Merkel im Juni 2016 
erklärte die polnische Ministerpräsidentin Beata Szydło 
(Recht und Gerechtigkeit/Prawo i Sprawiedliwość – PiS), 

der Ausbau von Nord Stream sei eine »Investition, die 
zur Spaltung Europas führen wird«. Ein polnisches Kar-
tellverfahren hinderte in der Folge Unternehmen aus der 
EU daran, mit Russland ein Joint Venture für das Nord 
Stream II-Projekt zu gründen.

Debatten über Energiesicherheit rücken Energie-
fragen häufig in den Bereich strategischer Planungen 
und nationaler Sicherheit, wodurch sie internationale 
Beziehungen im Energiebereich zu Fragen der Sicher-
heitspolitik machen können. Daher untersucht dieser 
Beitrag, wie Energiesicherheitsdebatten in Polen und 
Deutschland das Denken über Energiepolitik prägen. 
Auf diese Weise können wir die entscheidenden The-
men und mögliche Divergenzen und Gemeinsamkei-
ten im Denken der zwei Nachbarstaaten über Energie-
politik identifizieren.

Erneuerbare Energien
Im Bereich der erneuerbaren Energien verfolgen Polen 
und Deutschland sehr unterschiedliche Strategien. 
Deutschland arbeitet auf eine schnelle Wende zu erneu-
erbaren Energien hin, mit dem Ziel Atomenergie kurz-
fristig und fossile Energieträger mittel- bis langfristig 
ersetzen zu können. Im Gegensatz dazu betont Polen 
die geopolitische Dimension der Energieversorgung. 
Unter diesem Aspekt wird Kohle als notwendig für die 
Gewährleistung einer umfassenden Stromversorgung 
des Landes erachtet, während Atomenergie – und per-
spektivisch auch ausgewählte, wirtschaftlich zu produ-
zierende erneuerbare Energien – als zusätzliche Quel-
len gehandelt werden.

In Deutschland gelten erneuerbare Energiequellen 
nicht als Bedrohung für die Energiesicherheit, sondern – 
im Gegenteil – als der Weg, um diese zu erreichen. Auch 
in Polen erkennen einige das Potential der erneuerba-
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ren Energien. Viele sehen in ihrem Ausbau allerdings 
ein mögliches Risiko für die Energiesicherheit. Erneuer-
bare Energien gelten, vor allem im Vergleich zu Kohle, 
als teuer, unzuverlässig und schwankend. Deshalb wird 
eine zunehmende Abhängigkeit von erneuerbaren Ener-
gien als Fortsetzung der aktuellen Abhängigkeitssitua-
tion Polens vom Ausland im Bereich der Energieversor-
gung wahrgenommen. Vor dem Hintergrund der seit 
langem bestehenden polnischen Abhängigkeit von rus-
sischem Gas- und Ölimporten sind viele im Land miss-
trauisch gegenüber dem Entstehen von Abhängigkei-
ten von ausländischen (z. B. deutschen) Technologien, 
insbesondere, wenn ihr Einsatz inländische Akteure 
benachteiligt. Die wirtschaftlichen, sozialen und poli-
tischen Kosten der Abkehr vom Kohlebergbau, an dem 
100.000 Arbeitsplätze hängen, werden beispielsweise 
als zu hoch empfunden. Außerdem müsste die polni-
sche Energie-Infrastruktur ausgebaut und modernisiert 
werden, um den Anteil erneuerbarer Energien am Ener-
giemix Polens zu erhöhen, was erhebliche Zusatzkosten 
bedeuten würde.

Auch in Deutschland gibt es Bedenken bezüglich der 
Kosten der Wende zu erneuerbaren Energien und der 
wirtschaftlichen Folgen für die deutsche Industrie und 
private Verbraucher, insbesondere für die einkommens-
schwachen. Es ist allerdings festzuhalten, dass die Kos-
tendiskussion – ebenso wie die über größere Schwan-
kungen und das Risiko von Versorgungslücken – oft mit 
Blick auf den einzigartigen deutschen Weg geführt wer-
den, der die Förderung erneuerbarer Energien mit dem 
Atomausstieg verbindet. Ein anderes Problem, das direk-
ter mit den erneuerbaren Energien zusammenhängt, ist 
die Notwendigkeit des massiven und schnellen Ausbaus 
der deutschen Starkstromleitungen.

Ein großer Unterschied zwischen der deutschen 
und der polnischen Debatte über erneuerbare Ener-
gien besteht darin, dass deutsche Medien und ExpertIn-
nen häufiger positive Aspekte des Ausbaus erneuerbarer 
Energien hervorheben, zum Beispiel dass eine technolo-
gische Vorreiterstellung eingenommen wird und neue 
Arbeitsplätze geschaffen würden.

Eine überraschende Gemeinsamkeit ist die seltene 
Thematisierung der klimatischen Auswirkungen der 
verschiedenen Energiequellen sowohl in den deutschen 
als auch in den polnischen Medien und Interviews: Wie 
jüngere Studien ergeben haben, wird Energiesicherheit 
nach wie vor stärker über Zuverlässigkeit und Kosten 
als über Umweltfreundlichkeit definiert. Eine weitere 
deutsch-polnische Gemeinsamkeit liegt in der Schwie-
rigkeit, angemessene politische Maßnahmen zu finden, 
um den Ausbau und die Verbreitung erneuerbarer Ener-
gien zu unterstützen. In Polen ist die Wahrnehmung 
verbreitet, die gegenwärtige Politik habe in erster Linie 

große industrielle Akteure begünstigt. In Deutschland 
wurde vielfach das Problem der mangelnden Harmoni-
sierung erwähnt, wobei zum einen die fehlende Koor-
dinierung zwischen den Ministerien und zum anderen 
die Zusammenarbeit von Bund und Ländern kritisiert 
wurde.

Mit wenigen Einschränkungen äußerten Entschei-
dungsträgerInnen und ExpertInnen beider Staaten in 
Interviews positive Ansichten über eine verstärkte bila-
terale Kooperation im Energiebereich. Deutsche Inter-
viewpartner sind sich bewusst, dass die deutsche Praxis 
der Einspeisung überschüssiger Energie in das polnische 
Netz (loop flows) für Polen problematisch ist. Die Mei-
nungsverschiedenheiten über Klima- und Atompolitik 
wurden ebenfalls mehrfach erwähnt. Polnische Experten 
betonten, dass Polen von der deutschen Energiewende 
lernen könne, und wiesen auf das große Interesse pol-
nischer Kommunen hin. Auf nationaler und Unterneh-
mensebene besteht allerdings die Sorge, Deutschland 
könne seine Energiewende propagieren, um die eigene 
Industrie voranzubringen und die deutsche technolo-
gische Dominanz auszubauen. Vom polnischen Stand-
punkt aus betrachtet wäre eine Wende zu erneuerbaren 
Energien leichter umzusetzen, wenn Deutschland – und 
die EU – die politischen, ökonomischen und sozialen 
Gegebenheiten in Polen stärker berücksichtigen und das 
Land dabei unterstützen würden, negative Folgen aufzu-
fangen. ExpertInnen aus beiden Ländern sind sich darin 
einig, dass die Energiewende einfacher wäre, wenn es 
eine stärkere Koordination der verschiedenen Politikbe-
reiche gäbe – sowohl innerhalb nationaler Grenzen als 
auch über sie hinweg.

Atomenergie
Auch die polnischen und deutschen Debatten über 
die Zukunft von Atomkraftwerken unterscheiden sich 
erheblich. Sie gehen von verschiedenen Ausgangspunk-
ten und Bedenken aus. Zwar haben beide Staaten in den 
1950er und 1960er Jahren mit Atomreaktoren expe-
rimentiert, jedoch hat nur Deutschland den Schritt 
zur groß angelegten zivilen Nutzung atomarer Energie 
gemacht. Zuerst errichtete die DDR das Atomkraftwerk 
Rheinsberg, später folgte die Bundesrepublik Deutsch-
land. Nach der Wiedervereinigung blieben nur die west-
deutschen Reaktoren in Betrieb. Ab den 1980er Jahren 
wurde eine allmähliche Abkehr von der Atomenergie dis-
kutiert. Allerdings wurde die Entscheidung zum Atom-
ausstieg erst in der Folge der Reaktorkatastrophe von 
Fukushima (Japan) im Jahr 2011 getroffen – die letz-
ten AKW sollen 2022 vom Netz gehen. In Polen gab es 
ab den späten 1970er Jahren konkrete Pläne zur Errich-
tung eines AKW, dessen Konstruktion in den 1980er 
Jahren am Zarnowitzer See (Jezioro Żarnowieckie) bei 
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Danzig (Gdańsk) begann. In den 1990er Jahren wurde 
der Bau jedoch abgebrochen und ein Moratorium für 
Atomenergie verkündet, da es nach jahrelangen Protes-
ten einer Bürgerbewegung an der Baustelle gesellschaft-
lichen Protest im ganzen Land gab. Ab 2005 kam die 
Idee, ein AKW zu errichten, erneut auf und seit 2009 
wird das offizielle polnische Atomprogramm diskutiert, 
mit dem Ziel, bis Mitte der 2020er Jahre zwei Reakto-
ren, möglicherweise wieder bei Zarnowitz, zu errichten.

In Deutschland steht der Sorge um die Sicherheit 
der Reaktoren die Sorge über die möglichen Auswirkun-
gen des Atomausstieges auf die nationale Energiesicher-
heit im weiteren Sinne gegenüber. Es wird auch bezwei-
felt, ob die Abschaltung der AKWs möglich ist, ohne 
in Form der Nutzung von Kohle und Braunkohle für 
die Grundlasterzeugung Kompromisse für die Sicher-
heit der Umwelt und bei der Bekämpfung des Klima-
wandels einzugehen. In Polen werden Reaktorsicher-
heit und der Umgang mit atomarem Abfall lediglich auf 
theoretischer Ebene diskutiert, während die Argumen-
tation für die Konstruktion der ersten AKW des Lan-
des an den Kategorien Energieunabhängigkeit, Moder-
nisierung und Rentabilität orientiert ist.

In den polnischen Medien wird Atomenergie als Ant-
wort auf die Abhängigkeit des Landes in der Energiever-
sorgung präsentiert. Häufig wird hier Bezug zu Russland 
genommen, obwohl aus Russland importiertes Erdgas 
und Atomkraft im polnischen Energiemix nicht notwen-
digerweise austauschbar sind. Referenzpunkt der Sicher-
heit ist also das Atomenergieprojekt an sich – und die 
beiden zentralen »Bedrohungen« oder Herausforderun-
gen, die erwähnt werden, sind die geringe gesellschaft-
liche Akzeptanz der Atomenergie und die wachsenden 
Investitionskosten. Die polnische Regierung unter der 
Führung der PO initiierte eine großangelegte Medi-
enkampagne, die darauf abzielte, die entscheidenden 
gesellschaftlichen Gruppen (Kommunen und unent-
schlossene BürgerInnen) zu überzeugen, das Atomener-
gieprojekt und die Argumente der nationalen Sicherheit 
und der Modernisierung zu unterstützen.

»Ein Land, das im ökonomischen Aufstieg begriffen 
ist, besonders eines wie Polen, kann sich eine verhält-
nismäßig teure Investition nicht einfach aufgrund von 
Launen leisten. Es stehen sehr ernstzunehmende Gründe 
dahinter. Einer dieser Gründe ist unsere Konzeption von 
Energiesicherheit, die Notwendigkeit, [Energiequellen] 
zu diversifizieren, ebenso wie die Struktur der Ener-
gieproduktion im Stromsystem«, erklärte ein Vertreter 
der damaligen Abteilung für atomare Energie im Wirt-
schaftsministerium. Andererseits wird die Rationali-
tät des Projektes und die Angemessenheit der Beteili-
gung der Regierung von anderen in Frage gestellt: »Man 
fragt sich manchmal, ob die Regierung dieses Programm 

wirklich durchdacht hat«, merkte ein Anwalt an, der an 
der Gesetzgebung zur Atomenergie mitarbeitet. Als zen-
trale Bedenken werden Verzögerungen des Programms 
und Fragen der ökonomischen Sicherheit auf gesell-
schaftlicher und nationaler Ebene vorgebracht.

In Deutschland ist die Frage der Atomenergie 
wesentlich politisierter, was sich in Ausmaß und Hit-
zigkeit der medialen Debatte zeigt. Die am häufigs-
ten genannte Schwierigkeit der Energiepolitik des Lan-
des ist die Abhängigkeit von Importen und, ebenfalls 
wichtig, der Klimawandel. In diesem framing stellt die 
Atomenergie keinen Teil der Lösung dar, sondern wird 
zu einem Problem, das aufgrund bezweifelbarer Reak-
torsicherheit und atomarer Abfälle mit Sicherheitsrisiken 
verbunden ist. Auf der anderen Seite sorgt die Abschal-
tung der AKW für Bedenken bezüglich der Kosten, dem 
möglichen Anstieg der Strompreise und der Unbestän-
digkeit erneuerbarer Energiequellen, die die Zuverläs-
sigkeit des Energiesystems einschränken.

Die beiden nationalen Perspektiven – oder zumin-
dest die dominanten Positionen, die sich aus den Debat-
ten ableiten lassen, – sind schwer miteinander zu versöh-
nen. In Deutschland ist die Anti-Atomkraft-Stimmung 
sehr stark und es besteht ein breiter Konsens zugunsten 
eines allmählichen oder schnellen Atomausstiegs. Deut-
sche BürgerInnen und Umweltorganisationen protes-
tierten darüber hinaus gegen das polnische Atomener-
gieprojekt, indem sie hunderte von Protestbriefen an 
verschiedene zuständige Stellen sandten, in denen sie sich 
in der Regel auf die Aarhus-Konvention zur transnatio-
nalen Abschätzung von Umweltfolgen bezogen. Was in 
Deutschland als logischer Schritt wahrgenommen wird, 
um unnötige Risiken zu reduzieren und das Energiesys-
tem und die Wirtschaft umzugestalten, scheint aus pol-
nischer Perspektive alles andere als rational zu sein. »Ich 
denke, in Polen haben wir eine Gesellschaft, die ausrei-
chend rational ist, während das, was wir in Deutsch-
land sehen, für mich ein logischer Irrweg ist. Es gibt dort 
keinen Raum für Diskussion, aber in einem demokrati-
schen Staat sollte es immer Raum für Diskussion geben. 
In dieser Debatte bedeutet eine gegensätzliche Meinung 
Rückschrittlichkeit«, erklärte ein polnischer Energieex-
perte, der 2013 an einer deutsch-polnischen Diskussion 
über Atomenergiepolitik in Berlin teilnahm.

Die Nord Stream-Pipeline
Noch kontroverser wird die Nord Stream-Pipeline dis-
kutiert, die Russland die Möglichkeit gibt, Erdgas durch 
die Ostsee direkt nach Deutschland zu liefern, wobei 
die Transitstaaten in Mittel- und Osteuropa, darunter 
auch Polen, umgangen werden. Während Polen und 
Deutschland in Bezug auf erneuerbare Energien und 
Atomenergie im Prinzip unabhängig voneinander ver-
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schiedene Strategien verfolgen können, werden Hand-
lungen im Zusammenhang mit Pipelines vom jeweils 
anderen Staat als direkte Bedrohung wahrgenommen.

In Polen ist die Diskussion über die Nord Stream-
Pipeline in den Medien und im Parlament über alle 
Parteigrenzen hinweg enorm negativ gewesen. Nord 
Stream gilt als politisch motiviert und als Gefahr für die 
polnische Energiesicherheit. Im Vergleich zu Deutsch-
land fand im polnischen Parlament eine sehr viel brei-
tere Debatte statt. Ohne dass positive Aspekte der Nord 
Stream-Pipeline zur Sprache gekommen wären, wurde 
ihre Konstruktion direkt mit ökonomischen Bedrohun-
gen und mit politischen Risiken in Verbindung gebracht. 
Es wurde das Argument vorgebracht, dass Russland 
nach Abschluss des Baus der Pipeline seine Gasliefe-
rungen nach Polen aussetzen könnte, ohne Deutschland 
und anderen westlichen Verbraucherländern zu schaden. 
Außerdem würde der Bau der Pipeline Umweltschäden 
verursachen, zu einem Verlust von Transitzahlungen 
für russisches Gas führen, das momentan durch Polen 
geleitet wird, und die Hafeneinfahrt in Swinemünde 
(Świnoujście) für größere Schiffe blockieren, was wiede-
rum die Diversifizierung der Energieversorgung beein-
trächtigen würde. In den polnischen Medienberichten 
waren die Hauptbedrohungen, die mit der Nord Stream-
Pipeline in Verbindung gebracht wurden, politischer Art, 
gefolgt von wirtschaftlichen und Umweltrisiken, wobei 
technische Risiken nur selten thematisiert wurden.

Die deutsche Diskussion über die Nord Stream-Pipe-
line fiel positiver aus. Das Projekt ist häufig als alternative 
Transportroute dargestellt worden, die Transitstaaten 
wie die Ukraine umgeht und auf diese Weise die deut-
sche Energiesicherheit stärkt. Abweichende Stimmen 
haben in erster Linie die mit dem Bau der Pipeline ver-
bundenen Umweltrisiken hervorgehoben, die Schäden 
für die Beziehungen Deutschlands mit Polen und den 
baltischen Staaten, die sich entschieden gegen die Pipe-
line stellen, sowie die wachsende Abhängigkeit von rus-
sischen Gaslieferungen. Im deutschen Parlament gab es 
nur eine kleine Diskussion über die Nord Stream-Pipe-
line. Während die verschiedenen Regierungskoalitio-
nen unabhängig von den beteiligten Parteien die Pipe-
line im Allgemeinen befürworteten, waren die Grünen 
(kurz nach der Unterzeichnung des Pipeline-Vertrages 
im Herbst 2005 in der Opposition) am kritischsten.

In deutschen Medienberichten ist die Pipeline als ein 
politisches Projekt kritisiert worden, mit dem Druck auf 
die Transitstaaten für russisches Gas ausgeübt werden 
soll und das die Beziehungen zu Polen und zu den balti-
schen Staaten belastet. Außerdem werden eine verstärkte 
Abhängigkeit von russischem Gas und das Risiko von 
Umweltschäden für die Ostsee als Folgen der Pipeline 
gesehen. Zudem ist argumentiert worden, dass Nord 

Stream im Verhältnis zu alternativen Überland-Pipe-
lines zu teuer sei.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die emo-
tionalere polnischen Debatte sich weitgehend auf eine 
Sicht beschränkte, in der die meisten Risiken direkt mit 
Ängsten vor einer russisch-deutschen Annäherung auf 
Kosten polnischer Interessen verknüpft wurden. Die weit 
weniger aufgeregte deutsche Debatte konzentrierte sich 
auf die Umweltrisiken, während Verweise auf politische 
Risiken in der Regel im Kontext der bewussten Refle-
xion polnischer Bedenken gemacht wurden.

Basierend auf dieser Analyse der polnischen Debatte 
lässt sich argumentieren, dass die Ukrainekrise 2014 in 
Kombination mit dem Wechsel Donald Tusks vom Amt 
des polnischen Ministerpräsidenten zum Präsidenten 
des Europäischen Rates die Voraussetzung dafür schuf, 
dass die polnische Bedrohungswahrnehmung die euro-
päische Energiepolitik stärker prägte und Tusks Vor-
schläge in das Konzept der EU für die Energie-Union 
einflossen.

In diesem Zusammenhang ist es umso aufschlussrei-
cher, dass der 2015 von Gazprom vorgebrachte Vorschlag 
zum Ausbau der Nord Stream-Pipeline das Gefühl eines 
Déjà-vu hervorgerufen hat. Die Bundesregierung hat 
erneut erklärt, der Ausbau der Pipeline sei kein politi-
sches, sondern ein ökonomisches Projekt. In der Ant-
wort auf eine offizielle Anfrage der Parlamentsfraktion 
der Grünen verkündete sie im April 2016, dass Gaz-
proms Position auf dem europäischen Binnenmarkt »in 
erster Linie von der Wettbewerbsfähigkeit russischer 
Gaslieferungen im Wettbewerb mit anderen Anbietern« 
abhinge. Der polnischen Forderung, die Pipeline über 
Land über polnisches Territorium zu verlegen, entgegnet 
die Bundesregierung, das Nord Stream-Konsortium sei 
in den eigenen finanziellen und wirtschaftlichen Ent-
scheidungen frei.

Tusk gab allerdings zu bedenken, dass der Nord 
Stream-Ausbau nicht den EU-Energierichtlinien über 
die Diversifizierung der Versorgung entspräche und 
die Rolle der Ukraine als Transitstaat untergrabe. Wie 
bereits erwähnt, sprach die polnische Ministerpräsiden-
tin Beata Szydło bei einem Treffen mit Bundeskanzlerin 
Angela Merkel im Juni 2016 mit Blick auf die Folgen 
eines Ausbaus der Investition von einer »Teilung Euro-
pas«. Als Reaktion auf ein polnisches Kartellverfahren 
entschieden die an dem Nord Stream II-Projekt betei-
ligten Unternehmen im August 2016, sich für den Aus-
bau nicht zu einem Joint Venture zusammenzuschlie-
ßen. Erneut zeigte diese Episode unabhängig von der 
Zukunft des Projektes, dass die polnischen und deut-
schen Wahrnehmungen der Energiesicherheit in Bezug 
auf russische Gaslieferung so gegensätzlich sind wie eh 
und je.
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Schiefergas
Schiefergas hat in letzter Zeit in Europa eine Vielzahl 
von Kontroversen und Hoffnungen hervorgerufen, wie 
an den Energiedebatten in Polen und Deutschland abzu-
lesen ist. Während Polen das Schiefergas-Projekt anfangs 
sehr enthusiastisch anging, wählte Deutschland unter 
Berücksichtigung von Umweltrisiken und der öffent-
lichen Meinung eine wesentlich vorsichtigere Heran-
gehensweise. In Polen und Deutschland greifen zwei 
Problemstellungen ineinander: Die Verfügbarkeit von 
Schiefergas als Ressource und die technologischen Risi-
ken des Produktionsprozesses ( fracking). Dementspre-
chend kann zwischen Debatten über die Bedeutung 
von Schiefergas für die Energiesicherheit einerseits und 
Debatten über die Umweltrisiken von fracking anderer-
seits unterschieden werden. Während der erste Aspekt 
die polnischen Diskussionen prägt, ist letzterer in der 
deutschen Schiefergasdebatte präsenter.

Polnische Medien haben über Schiefergas in ers-
ter Linie im Hinblick auf Polens Abhängigkeit von 
russischen Gaslieferungen berichtet, insbesondere zu 
Beginn der Debatte im Jahr 2011. Russland wurde häu-
fig als potentielle Bedrohung für die polnische Ener-
giesicherheit genannt. Allerdings wurde dem fracking 
als Umweltbedrohung, die zur Vergiftung des Wassers 
führen und die Umwelt beschädigen kann, das gleiche 
Maß an Aufmerksamkeit gewidmet (siehe auch Polen-
Analysen Nr. 154). In Deutschland brachten Medien-
berichte Schiefergas mit der Problematik des Klima-
wandels und mit der Unzuverlässigkeit erneuerbarer 
Energien in Verbindung. Die Hauptbedrohungen und 
-risiken, von denen deutsche Medien im Zusammen-
hang mit der Schiefergasdebatte berichteten, waren die 
Abhängigkeit von Energieimporten, hohe Gaspreise, 
Umwelt- und Landschaftsschäden sowie CO2-Aus-
stöße. In der polnischen Presse wurde letzteres nicht 
thematisiert.

In Polen durchgeführte Interviews mit ExpertIn-
nen offenbarten ihre pragmatische Einstellung zur Rolle 
von Schiefergas für die Steigerung der polnischen Ener-
giesicherheit. Die Interviews wurden 2015 und 2016 
durchgeführt, als die erste Welle der Begeisterung für 
Schiefergas in Polen abgeebbt war, nachdem einige glo-
bale Erdöl- und Erdgasunternehmen, die die Explo-
ration vorangetrieben hatten, Polen wieder verlassen 
hatten. Polnische ExpertInnen äußerten, dass mehr 
Untersuchungen und Forschung notwendig seien, um 
den Umfang des kommerziell verwertbaren Gases in 
Schiefergesteinsformationen realistisch einschätzen zu 
können. Dementsprechend lautete die am häufigsten 
wiederholte Empfehlung, vor Ort weitere Untersuchun-
gen durchzuführen und so viel wie möglich über den 
Umfang förderbarer Vorkommen in Polen herauszufin-

den. Bis Juni 2016 sind etwa 70 Explorationsbohrungen 
durchgeführt worden, wobei zirka 200 solcher Bohrun-
gen notwendig sind, um sich ein Bild des kommerziell 
nutzbaren Schiefergasvorkommens in Polen machen zu 
können. Auch in Deutschland wurde vielfach die Emp-
fehlung zu weiteren Schiefergasuntersuchungen gege-
ben. Dabei ging es in der Regel jedoch um Einschätzun-
gen zu den Folgen der Nutzung von Schiefergas für die 
Umwelt. Das Moratorium der Bundesregierung für die 
Zeit, bis die Risiken besser bekannt und messbar sind, 
wurde als eine gute Lösung beurteilt.

Allerdings hat das Polnische Nationale Geologi-
sche Institut die bisher einzigen Untersuchungen in 
Europa durchgeführt, die verschiedene Auswirkungen 
der Schiefergasförderung auf die Umwelt messen. Diese 
wurden jedoch nicht in eine spezielle Gesetzgebung 
umgesetzt. Außerdem bleibt den ExpertInnen des Insti-
tuts zufolge das Problem des Umgangs mit den Abfäl-
len des fracking in Polen ungelöst. Eine entsprechende 
Gesetzgebung wurde im deutschen Bundestag entwor-
fen und schließlich im Juni 2016 verabschiedet.

In beiden Ländern hat das Interesse an Schiefergas 
in letzter Zeit wegen der sinkenden Öl- und Gaspreise 
abgenommen. Fracking ist eine teure Technologie, so 
dass Schiefergas bei Ölpreisen unter 50 US-Dollar pro 
Barrel nicht mehr rentabel ist. Dennoch hat die polni-
sche Regierung ein Gesetz über die Versteuerung unkon-
ventioneller fossiler Brennstoffe vorbereitet und das pol-
nische Geologierecht abgeändert, um die Bedingungen 
für eine Neubelebung des Schiefergas-Projektes zu schaf-
fen, sobald die Öl- und Gaspreise auf dem Weltmarkt 
erneut steigen.

Internationale Verbindungsleitungen für 
Strom
Sowohl für Deutschland als auch für Polen bringt die 
bestehende Infrastruktur für Elektrizität Probleme mit 
sich. In Polen sind die Übertragungs- und Verteilungs-
netze in schlechtem Zustand und in vielen Regionen 
für die langfristige Versorgung von Bevölkerung und 
Industrie nicht ausreichend. In Deutschland bleiben 
die Jahrzehnte der Teilung in West und Ost sichtbar, da 
die wenigen Verbindungen zwischen den Gebieten der 
zwei früheren Staaten den Verbindungsleitungen zwi-
schen zwei separaten nationalen Systemen gleichen. Dies 
wird im Zusammenhang mit der Ausweitung des Ein-
satzes erneuerbarer Energien zunehmend zum Problem, 
da erneuerbare Energien häufig in Gebieten mit gerin-
ger Bevölkerungsdichte und schlechter Energieinfra-
struktur produziert werden. In Kombination mit einem 
Handelssystem, das nicht den tatsächlichen Möglichkei-
ten des Energieflusses entspricht – nicht nur Branden-
burg und Bayern liegen in derselben Marktgebietszone, 
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sondern auch Baden-Württemberg und Österreich –, 
führt das zu häufigen unkontrollierten Elektrizitäts-
Ringflüssen (loop flows), also dazu, dass Energie aus 
dem deutschen Nordosten durch das polnische Netz 
nach Süden fließt.

Obwohl polnische JournalistInnen und ExpertIn-
nen der deutschen Seite häufig vorwerfen, diesem Pro-
blem nicht im angemessenen Maße Aufmerksamkeit 
zu widmen, ist die Debatte über Verbindungsleitun-
gen und Übertragungsnetze in den deutschen Medien 
erheblich prominenter als in den polnischen. Von den 
1.457 im Rahmen unseres Projektes analysierten Arti-
keln aus deutschen Medien, die auf das Elektrizitäts-
system Bezug nehmen, nennt ein großer Teil verschie-
dene Formen technischer Gefahren für das System. 
Vor allem werden das unzureichende Netz themati-
siert sowie die Möglichkeit von Blackouts und Pro-
bleme, die für benachbarte Systeme entstehen können. 
Viel davon wird den »nicht kontrollierbaren« erneuer-
baren Energien angelastet, zumindest von den konser-
vativen Medien.

Die am häufigsten vorgeschlagene Lösung ist die 
einfache, »negative«: Die Trennung der zwei Energie-
systeme. Da es aber de facto unmöglich ist, die Ver-
bindung zu kappen, sind auf Druck des polnischen 
Netzbetreibers an den zwei deutsch-polnischen Ver-
bindungsstellen Phasenschieber installiert worden. Eine 
»positive« Lösung wäre die Integration Polens in die mit-
teleuropäischen Stromlieferungen durch die Auswei-
tung der Übertragungsinfrastruktur auf beiden Seiten 
der Grenze und den Bau neuer Verbindungsleitungen. 
Das ist aus wirtschaftspolitischen Gründen allerdings 
schwierig, da die größere Integration der Leitungsnetze 
zu mehr Wettbewerb unter den Stromanbietern führt 
und damit die teureren Stromquellen aus dem Handel 
gedrängt würden. Früher waren die deutschen Preise 
höher, in den letzten Jahren lagen aber die polnischen 
Energiepreise im Großhandel konstant über den deut-
schen. Polnische Stromproduzenten könnten also in 
ihrem eigenen Land durch deutsche Stromlieferungen 
verdrängt werden.

Eine radikalere Maßnahme wäre es, die bishe-
rigen Marktgebietszonen aufzulösen und einen auf 
den tatsächlichen Energieflüssen basierenden, trans-
nationalen Kapazitäts-Koordinations-Mechanismus 
zu errichten, der Deutschland und Polen als zwei Ele-
mente desselben Systems behandeln würde. Obgleich 
diese Lösung unter den Aspekten Systemstabilität, 
Ausbau der erneuerbaren Energien sowie unter dem 
sozialen Aspekt die rationalste wäre, ist sie politisch 
umstritten, da sie beiden Staaten einen Teilverzicht 
auf Souveränität über ihre Energiesysteme abverlan-
gen würde.

Fazit
Die Analyse der Mediendebatten zeigt, dass sich die 
Bedenken Polens und Deutschlands bezüglich der Ener-
giesicherheit deutlich unterscheiden. Im Allgemeinen 
gibt Deutschland der technologischen Innovation und 
der Stabilität seiner Elektrizitätssysteme und Über-
tragungsnetzwerke die Priorität, während Polen den 
Schwerpunkt auf Autarkie und Unabhängigkeit von aus-
ländischen Einflüssen, insbesondere von russischen und 
deutschen, legt. Allerdings teilen die beiden Staaten, wie 
ausführliche Interviews mit deutschen und polnischen 
EnergieexpertInnen (PolitikerInnen, Regierungsvertre-
terInnen sowie RepräsentantInnen aus Think-Tanks und 
Industrie) zeigten, die Dreiecks-Definition von Ener-
giesicherheit als bestehend aus Versorgungssicherheit 
(Zuverlässigkeit), Nachhaltigkeit (Umweltfreundlich-
keit) und Wettbewerbsfähigkeit (Finanzierbarkeit).

Interessanterweise werden in Energiesicherheitsde-
batten über AKW und Schiefergas zwei unterschiedliche 
Themen miteinander vermengt: die technische Sicher-
heit (im Sinne des englischen Wortes safety) und die 
Versorgungssicherheit (im Sinne von security). Sowohl 
im Polnischen als auch im Deutschen werden beide 
Konzepte durch dasselbe Wort ausgedrückt (bezpieczeń-
stwo bzw. Sicherheit). Diese linguistische Anmerkung 
ist deshalb bedeutsam, weil separate Herausforderun-
gen und die Regelungsgebiete Reaktor- und fracking-
Sicherheit einerseits und nationale Energiesicherheit 
als gesicherte Energieversorgung andererseits leicht ver-
schwimmen, wenn sie sprachlich in einem vereinenden 
Konzept zusammengefasst sind. Deshalb kann sich die 
Frage nach Risiken und Bedrohungen im Zusammen-
hang von Atomenergie und Schiefergas als problema-
tisch erweisen.

Indessen hat unsere Studie gezeigt, dass Deutsch-
land und Polen sowohl im Bereich Atomenergie als 
auch Schiefergas unterschiedliche Ansätze verfol-
gen. Während Deutschland die technische und öko-
logische Sicherheit von Atomenergie und Schie-
fergas in den Fokus nimmt, betrachtet Polen beide 
als potentielle Quellen sicherer, sprich verlässlicher 
Energiequellen und lenkt die Debatte in Richtung 
Versorgungssicherheit.

Strategische Energieinfrastruktur  – die Nord 
Stream-Pipeline und die internationalen Verbindungs-
leitungen für Strom – wird in Polen in ein negativeres 
Licht gestellt als in Deutschland. Es ist schwierig, die 
beiden Typen von Infrastruktur zu vergleichen, doch 
verursacht jede Art grenzüberschreitender Infrastruk-
tur auf polnischer Seite größere Sorgen und führt zu 
Debatten über die mögliche Instrumentalisierung von 
Energieinfrastruktur für politische Ziele und über eine 
zunehmende Abhängigkeit von anderen Staaten.
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Aus diesen Ergebnissen resultieren mehrere Empfeh-
lungen. Zunächst zeigte unsere Studie, dass auf beiden 
Seiten weitere Lernprozesse notwendig sind. Es besteht 
eine Reihe von falschen Annahmen und Missverständ-
nissen über die Energiepolitik des jeweiligen Nachbarn. 
Unsere InterviewpartnerInnen räumten ein, dass sehr 
wenig Kooperation und Dialog in den von uns unter-
suchten Bereichen der Energiepolitik bestehe.

Es ist wichtig, die unterschiedlichen Perspektiven des 
polnischen »geopolitischen« und des deutschen »ökono-
mischen« Ansatzes in der Energiepolitik zu verstehen, 
ohne einen der beiden zu karikieren. Beide Perspekti-
ven können Grundlage für rationale Politikgestaltung 
sein, wobei Entscheidungen und Strategien auf unter-
schiedlichen Grundannahmen und Ideen darüber basie-

ren, wie Akteure des Energiesektors funktionieren und 
agieren. Um diese Unterschiede zu überwinden, ist es 
wichtig, sich in die Lage des Gegenübers zu versetzen, 
um eine gemeinsame Basis zu finden.

Europäische Energiepolitik und die Energieunion 
müssen Ansätze hervorheben, die keine Nullsummen-
Lösungen sind, und die vielfältigen Vorteile kooperati-
ver Ansätze zur Energiesicherheit und -erzeugung beto-
nen. Die EU-Institutionen bieten das beste Forum, um 
Vertrauen zwischen den Regulationsorganen nationaler 
Energiepolitiken und EntscheidungsträgerInnen her-
zustellen und um auf dem Weg zu einer tieferen Inte-
gration in der Zukunft Transaktionskosten zu senken.

Übersetzung aus dem Englischen: Tabea Pottiez
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TABELLEN UND GRAFIKEN ZUM TEX T

Die Energiewirtschaft Polens und Deutschlands im Vergleich

Grafik 1: Energiebedarf 2014 (in Mio. Tonnen Erdöläquivalent)
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Anmerkung: Die Summe aus Produktion und Netto-Import ist für beide Länder größer als der Verbrauch, da ein Teil der Energie gespei-
chert (und damit nicht verbraucht, sondern gelagert) wurde.
Quelle: International Energy Agency, <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&pro 
duct=Indicators> und <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMANY&product=Indicators>

Grafik 2: Energieverbrauch pro Kopf 2014

Quelle: International Energy Agency, <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&pro 
duct=Indicators> und <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMANY&product=Indicators>

2,5

3,9

7,3

3,8

7

8,9

0

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

Primärenergieverbrauch
(Tonnen Erdöläquivalent)

Stromverbrauch (MWh) CO2 –Ausstoß (Tonnen)

Polen Deutschland

https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&product=Indicators
https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&product=Indicators
https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMANY&product=Indicators
https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&product=Indicators
https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&product=Indicators
https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMANY&product=Indicators


POLEN-ANALYSEN NR. 190, 01.11.2016 10

Grafik 3: Energiemix (Primärenergieversorgung) 2014
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Grafik 4: Anteil von Netto-Importen an der Primärenergieversorgung für fossile Energieträger 
2014

Anmerkung: Ein negativer Netto-Import bedeutet, dass die Exporte größer sind als die Importe.
Quelle: International Energy Agency, <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&pro 
duct=Indicators> und <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMANY&product=Indicators>
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Grafik 5: Produktion, Export und Import von Strom 2014 (in GWh)
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Grafik 6: Stromproduktion nach Energieträger 2014

Quelle: International Energy Agency, <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&pro 
duct=ElectricityandHeat> und <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMANY&pro 
duct=ElectricityandHeat>
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CHRONIK

18. – 31. Oktober 2016
18.10.2016 Senatsmarschall Stanisław Karczewski (Recht und Gerechtigkeit/Prawo i Sprawiedliwość – PiS) teilt seine Ent-

scheidung mit, dass der stellvertretende Senatsmarschall Bogdan Borusewicz (Bürgerplattform/Platforma Oby-
watelska – PO) bis auf Weiteres nicht mehr die Sitzungen des Senats leiten darf. Er habe sein Vertrauen verlo-
ren, da er ohne Rücksprache eine Beratungspause des Senats in Angelegenheit des Verfassungstribunals bis zum 
20. Oktober beschlossen habe, so Karczewski. Die Beratungspause war vom PiS-Senator Jan Maria Jackowski bis 
zum 19. Oktober beantragt und von Borusewicz um einen Tag verlängert sie, da der Präsident des Verfassungs-
tribunals, Andrzej Rzepliński, am 19. Oktober nicht würde teilnehmen können.

19.10.2016 Der Sejm debattiert über den Entwurf des Haushaltsgesetzes 2017 von Finanz- und Entwicklungsminister 
Mateusz Morawiecki. Die Opposition kritisiert u. a. das geplante Haushaltsdefizit von 59,35 Mrd. Zloty und die 
Steuererhöhungen.

20.10.2016 Der stellvertretende Außenminister Konrad Szymański spricht sich für die Aufrechterhaltung oder Verschärfung 
der Sanktionen der EU gegenüber Russland aus, die infolge der russischen Annexion der ukrainischen Halbinsel 
Krim und des von Russland entfachten militärischen Konflikts in der Ostukraine verhängt wurden. Die Situa-
tion in der Ostukraine habe sich nicht geändert und die EU müsse in ihrem Verhalten Geschlossenheit und Kon-
sequenz zeigen. 

21.10.2016 Sławomir Neumann, Fraktionschef der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO), teilt mit, dass die PO die 
Berufung eines Untersuchungsausschusses zu den Verhandlungen mit dem Rüstungskonzern Airbus Helicopters 
(Frankreich) über den Kauf von 50 Caracal Militärhubschraubern beantragt hat. Die Verhandlungen hatten unter 
der Regierung von PO und Polnischer Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL) begonnen. Anfang des 
Monats hat die nun von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwości – PiS) geführte Regierung die Ver-
handlungen für beendet erklärt und aufgehoben. 

22.10.2016 Landesstaatsanwalt Bogdan Święczkowski sagt in einem Radiointerview, dass die Staatsanwaltschaft Ermittlun-
gen im Fall des geplatzten Kaufs von 50 Caracal Armeehubschraubern des Rüstungskonzerns Airbus Helicop-
ters (Frankreich) aufnehmen bzw. beaufsichtigen wird. Mitte der Woche war das Zentrale Antikorruptionsbüro 
(Centralne Biuro Antykorupcyjne – CBA) über eventuelle Unregelmäßigkeiten in der Angelegenheit informiert 
worden, nachdem Anfang des Monats das polnische Entwicklungsministerium die Verhandlungen über den Kauf 
für beendet erklärt und aufgehoben hatte. 

23.10.2016 In einem offenen Brief appellieren mehr als 200 Angehörige von Opfern der Flugzeugkatastrophe von Smolensk 
(2010) an die Regierung, die Kirchenhierarchie und die Gesellschaft, die vorgesehene Exhumierung der sterb-
lichen Überreste nicht zu erlauben bzw. sich dagegen auszusprechen. Hintergrund ist, dass die Landesstaatsan-
waltschaft im Juni die Notwendigkeit der Exhumierung festgestellt hat, um die Todesursachen und die Ursache 
des Flugzeugabsturzes zu bestimmen, da die von Russland durchgeführten medizinischen Analysen nach dem 
Absturz nicht den höchsten Standards entsprochen hätten. Bei der Flugzeugkatastrophe waren auf dem Weg nach 
Smolensk (Russland) 96 Personen, vor allem des politischen und öffentlichen Lebens Polens, darunter der dama-
lige Präsident Lech Kaczyński, tödlich verunglückt. Bereits 2011/12 waren Exhumierungen von der polnischen 
Militärstaatsanwaltschaft durchgeführt worden, anschließend war es zu Verwechslungen von Leichnamen und 
Gräbern gekommen. 

24.10.2016 In mehreren Städten Polens (u. a. in Warschau, Posen, Lodz, Danzig, Białystok und Breslau) finden erneut »Schwarze 
Protestmärsche« statt. Tausende Frauen demonstrieren für ihr Recht auf Selbstbestimmung bei Schwangerschaf-
ten. Hintergrund ist die Diskussion um die Verschärfung des Abtreibungsrechts. 

25.10.2016 Das Verteidigungsministerium teilt mit, dass es den offenen Brief der Angehörigen von Opfern der Flugzeug-
katastrophe von Smolensk (2010) nicht kommentiere. Es achte die Gefühle der Unterzeichnenden, sei sich aber 
der Pflicht bewusst, das geltende Recht zu respektieren. Die Landesstaatsanwaltschaft hatte eine erneute Exhu-
mierung der Opfer des Flugzeugabsturzes für notwendig erachtet, um die Todes- und Unglücksursachen bestim-
men zu können. 

26.10.2016 Verteidigungsminister Antoni Macierewicz zeigt sich beunruhigt über die Nachricht des schwedischen Verteidi-
gungsministeriums, dass am Vorabend zwei russische Korvetten in der Ostsee gesichtete worden seien, die mit 
Atomwaffen ausgerüstet werden können. Übereinstimmend mit dem schwedischen Verteidigungsminister Peter 
Hultqvist hält Macierewicz dies für eine ernstzunehmende Veränderung des Kräfteverhältnisses in der Ostsee.



POLEN-ANALYSEN NR. 190, 01.11.2016 13

27.10.2016 Die Regierung Polens schickt der Europäischen Kommission ihre Stellungnahme zu den Empfehlungen der Kom-
mission in der Angelegenheit der Reform des Verfassungstribunals, die die Regierung von Recht und Gerechtigkeit 
(Prawo i Sprawiedliwości – PiS) nach ihrem Amtsantritt 2015 eingeleitet hatte. Hintergrund ist, dass die Euro-
päische Kommission die Rechtsstaatlichkeit Polens gefährdet sieht. Ministerpräsidentin Beata Szydło bekräftigt, 
dass die Empfehlungen der Kommission politisch und nicht sachlich motiviert seien. 

28.10.2016 Die Landesstaatsanwaltschaft teilt mit, dass es keine Möglichkeit gebe, gegen die Exhumierung der Opfer der 
Flugzeugkatastrophe von Smolensk (2010) gerichtlich vorzugehen. Der Bürgerrechtsbeauftragte Adam Bodnar, 
der im Zusammenhang mit dem Protest der Angehörigen der Opfer dieses Rechtsmittel nennt, beziehe sich auf 
das Zivil- und Verwaltungsrecht, es gelte jedoch das Strafgesetzbuch.

29.10.2016 Das Verteidigungsministerium gibt bekannt, dass die Dienststelle für Bewaffnung Verhandlungen über den Kauf 
von Militärhubschraubern mit den in Polen ansässigen Rüstungskonzernen PZL Mielec und PZL Świdnik sowie 
mit Airbus Helicopters (Frankreich) begonnen hat. Anfang des Monats hatte das polnische Entwicklungsminis-
terium die damaligen Verhandlungen mit Airbus Helicopters für beendet erklärt, da die Sicherheits- und wirt-
schaftlichen Interessen Polens nicht ausreichend berücksichtigt worden seien. Ministerpräsidentin Beata Szydło 
sprach sich anschließend für die Vergabe von Aufträgen an Rüstungsunternehmen in Polen aus.

31.10.2016 Die Pressesprecherin der Demokratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej – SLD), Anna Maria 
Żukowska, teilt mit, dass die SLD bereits 125.000 Unterschriften für die Durchführung eines Referendums zum 
Abtreibungsrecht gesammelt hat. Für den Antrag auf eine Volksbefragung sind 500.000 Unterschriften erforderlich.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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